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Betriebsrätegesetz vom 4. 2. 1920 (RGBL S. 147) 
Bundestags-Drucksache 

= Buchstabe 
Bundesurlaubsgesetz vom 8. 1. 1963 (BGBl. I S. 2) 
Bundesverfassungsgericht 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts. 
Amtliche Sammlung 
Bundesverwaltungsgericht 
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts. 
Amtliche Sammlung 

Der Betrieb (Zeitschrift) 
derselbe 
Die Aktiengesellschaft (Zeitschrift) 
dieselbe, dieselben 

= Dissertation 
Die öffentliche Verwaltung (Zeitschrift) 
Drucksache 

Entscheidung 
Entscheidungssammlung zum Arbeitsrecht 

Fußnote 
Fortsetzungsblatt 

Gesetz-Sammlung für die Königlichen Preußischen 
Staaten 
Gewerbeordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 
1. 1. 1978 (BGBL I S. 97) 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. 5. 1949 (BGBl. S. 1) 
Fabricius / Kraft/ Thiele / Wiese, Betriebsverfas­
sungsgesetz, Gemeinschaftskommentar 
Großer Senat 

= Gesetz- und Verordnungsblatt 

Heimarbeitsgesetz vom 14. 3. 1951 (BGBL I S. 191) 
Handelsgesetzbuch vom 10. 5. 1897 (RGBL S. 219) 
herrschende Lehre 
herrschende Meinung 

in der Fassung 
im Sinne 
in Verbindung 

Juristische Arbeitsblätter (Zeitschrift) 
Das Arbeitsrecht der Gegenwart. Jahrbuch für das 
gesamte Arbeitsrecht und die Arbeitsgerichtsbarkeit 
Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12. 4. 1976 
(BGBL I S. 965) 
Juristische Analysen (Zeitschrift) 
Juristische Schulung (Zeitschrift) 
Juristenzeitung 

Becker/ Etzel / Friedrich/ Gröninger / Hillebrecht / 
Rost! Weigand / Wolf, Gemeinschaftskommentar zum 
Kündigungsschutzgesetz und sonstigen kündigungs­
schutzrechtlichen Vorschriften 



krit. 
KSchG 

Abkürzungsverzeichnis 

= kritisch 
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Kündigungsschutzgesetz i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 25. 8. 1969 (BGBl. I S. 1317) 

LAG Landesarbeitsgericht 

MitbestG Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
vom 4. 5. 1976 (BGBl. I S. 1 153) 

MitbestGespr. Das Mitbestimmungsgespräch (Zeitschrift) 
Montan-MitbestG = Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 

in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unter­
nehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl er­
zeugenden Industrie vom 21. 5. 1951 (BGBl. I S. 347) 

MTV Manteltarifvertrag 
MuSchG Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter vom 

18. 4. 1968 (BGBl. I S. 315) 
m. w. N. mit weiteren Nachweisen 

n. F. 
NJW 
NZfA 

R 
RBl. 
RdA 
RGBl. 

SAE 
SchlVO 

str. 

TVG 

TVVO 

UFITA 

VBG 

VOBI. 

WiR 

ZfA 
ZGR 

ZHR 

zust. 
zutr. 

= neue Fassung 
Neue Juristische Wochenschrift 
Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 

Rückseite 
Regierungsblatt 
Recht der Arbeit (Zeitschrift) 
Reichsgesetzblatt 

Sammlung Arbeitsrechtlicher Entscheidungen 
= Verordnung über das Schlichtungswesen vom 

30. 10. 1923 (RGBl. S. 1043) 
streitig 

Tarifvertragsgesetz i. d. F. der Bekanntmachung vom 
25. 8. 1969 (BGBl. I S. 1323) 

= Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und An­
gestelltenausschüsse und Schlichtung von Arbeits­
streitigkeiten vom 23. 12. 1918 (RGBl. S. 1456) 

Archiv für Urheber-, Film-, Funk- und Theaterrecht 
(Zeitschrift) 

= Sammlung der Unfallverhütungsvorschriften, hrsg. 
vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos­
senschaften 
Verordnungsblatt 

Wirtschaftsrecht (Zeitschrift) 

Zeitschrift für Arbeitsrecht 
= Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschafts­

recht 
= Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirt­

schaftsrecht 
zustimmend 
zutreffend 





Erster Teil 

Grundlagen 

§ 1 Problemstellung 

A. Gegenstand der Untersuchung 

Das geltende Betriebsverfassungsrepit enthält zahlreiche Einzelvor­
schriften, aus denen sich Mitbestimmungsbefugnisse des Betriebsrats 
ergeben. Die Wirkungsweise und die Grenzen dieser Teilhaberechte 
sind indessen nicht näher geregelt. Daher müssen aus den gesetzlichen 
Einzelbestimmungen und aus übergreifenden Gesichtspunkten allge­
meine Grundsätze entwickelt werden. Das gilt auch für die Mitbestim­
mung in sozialen Angelegenheiten, die das Kernstück der betrieblichen 
Teilhabebefugnisse bildet. Hier stellt sich etwa die Frage, ob der Um­
fang bestehender und die Begründung neuer Leistungspflichten des 
Arbeitgebers und der Arbeitnehmer der Mitbestimmung nach § 87 1 un­
terliegen2. Dieses Problem ist Gegenstand der vorliegenden Arbeit. 

Die praktische Bedeutung der Fragestellung zeigt sich insbesondere 
bei der Auslegung der einzelnen Tatbestände des § 87 Abs. 1. Es ist 
beispielsweise umstritten, ob sich das Mitbestimmungsrecht nach § 87 
Abs. 1 Nr. 10  auf die Lohnhöhe3, das nach § 87 Abs. 1 Nr. 4 auf die 
Regelung der Frage bezieht, wer bei bargeldloser Lohnzahlung die 
Kontenführungsgebühren zu tragen hat•. Was die Leistungspflicht des 
Arbeitnehmers angeht, ist vor allem fraglich, ob § 87 Abs. 1 Nr. 2 die 
Dauer der Arbeitszeit erfaßt6• Ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 
Abs. 1 Nr. 7 kommt in Betracht, wenn der Arbeitgeber von den Arbeit­
nehmern verlangt, sich an den Kosten der Schutzkleidung zu beteili-

1 Zitierte Paragraphen ohne Gesetzesangabe sind solche des BetrVG 1972. 
2 Gegen ein Mitbestimmungsrecht bei diesen Regelungen Wiese, Fest­

schrift für G. Müller, S. 625 (641) ; ders., GK-BetrVG, § 85 Anm. 7 d; vgl. 
auch Galperin I Löwisch, § 87 Anm. 1 ;  Kammann I Hess I Schlochauer, § 87 
Anm. 1 ;  Richardi, Anm. zu BAG AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Werkmiet­
wohnungen, BI. 6 R. 

2• 

3 Vgl. die Nachweise unten § 2 A XI 1 .  
• Vgl. die Nachweise unten § 2 A V 2 .  
5 Vgl. die Nachweise unten § 3 B I 1 .  
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gen6• Wenn es gelingt, diese Fälle zu systematisieren und einen einheit­
lichen Auslegungsgrundsatz aufzustellen, lassen sich Zweifelsfragen 
über die Reichweite der notwendigen Mitbestimmung7 einfacher und 
überzeugender lösen8• 

Die hier erörterte Grenze der betrieblichen Mitbestimmung spielt 
auch für die Reichweite der Beteiligungsrechte außerhalb des Katalogs 
des § 87 Abs. 1 eine Rolle. Wenn sich herausstellen sollte, daß die not­
wendige Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten grundsätzlich 
nicht der Festsetzung des Umfangs und der Begründung von Leistungs­
pflichten des Arbeitgebers und der Arbeitnehmer dient, müßte diese 
gesetzgeberische Entscheidung beispielsweise auch bei der Auslegung 
des § 85 Abs. 2 berücksichtigt werden9• Dann könnte im Beschwerde­
verfahren schon aus diesem Grunde keine Lohnerhöhung oder Urlaubs­
verlängerung durch verbindlichen Spruch der Einigungsstelle erzwun­
gen werden10• 

B. Dogmatische Stellung des Themas 

I. Mitbestimmungsfreiheit materieller Arbeitsbedingungen 

Der Gedanke, die Begründung und der Umfang der Leistungspflich­
ten des Arbeitgebers und der Arbeitnehmer seien der notwendigen 
Mitbestimmung des Betriebsrats entzogen, ist nicht neu. Unter der 
Geltung des BetrVG 1952 nahm die herrschende Meinung an, das not­
wendige Mitbestimmungsrecht beziehe sich nur auf die sogenannten 
formellen Arbeitsbedingungen11• Dagegen könnten die materiellen Ar-

• Vgl. die Nachweise unten § 2 A VIII. 
7 Zum Begriff der notwendigen Mitbestimmung als Bezeichnung für die 

Befugnisse des Betriebsrats nach § 87 vgl. BAG AP Nr. 2 zu § 87 BetrVG 
1972 Kurzarbeit, Bl. 5 ;  Wiese, GK-BetrVG, § 87 Anm. 54. Richardi spricht 
dagegen von der „erzwingbaren Mitbestimmung" (vgl. Dietz / Richardi, § 87 
Anm. 80 ff.), weil er in der Mitbestimmung des Betriebsrats keine Wirksam­
keitsvoraussetzung für Maßnahmen des Arbeitgebers sieht ; vgl. dazu unten 
§ 5 B I. 

8 Zur Funktion und Methode der Systembildung bei der Rechtsfindung 
vgl. auch Pawlowski, Methodenlehre, S. 209 ff. 

9 Vgl. Wiese, Festschrift für G. Müller, S. 625 (641 ff.) ; ders., GK-BetrVG, 
§ 85 Anm. 7 d. 

10 Vgl. auch Zöllner, Arbeitsrecht, S. 384. 
11 Vgl. BAG AP Nr. 1 Bl. 2 R, Nr. 2 Bl. 2 R zu § 56 BetrVG Arbeitszeit ; 

AP Nr. 2 Bl. 4, Nr. 3 Bl. 2 R f. zu § 56 BetrVG Entlohnung; AP Nr. 3 zu § 56 
BetrVG Akkord, Bl. 4 R; AP Nr. 3 Bl. 1 R f., Nr. 6 Bl. 2 zu § 56 BetrVG Wohl­
fahrtseinrichtungen; Dietz, § 56 Anm. 24 ; Galperin / Siebert, vor § 56 Anm. 18 ;  
Hueck / Nipperdey / Säcker 11/2, S. 1355 ff. ; a .  M.  Farthmann, RdA 1966, 
249 ff. ; Fitting / Kraegeloh / Auffarth, § 56 Anm. 7; Herschel, AuR 1962, 
191 f. ; ders., AuR 1964, 257 ff. ; ders., AuR 1968, 129 ff. ; ders., AuR 1969, 65 ff. 
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beitsbedingungen, die die Bestimmung von Leistung und Gegenleistung 
zum Inhalt haben12, nur durch Tarif- oder Einzelarbeitsvertrag bzw. 
durch freiwillige Betriebsvereinbarung geregelt werden. Das BetrVG 
1972 erweiterte die Mitbestimmung auf die vorübergehende Verkür­
zung oder Verlängerung der betriebsüblichen Arbeitszeit (§ 87 Abs. 1 
Nr. 3) sowie auf die Festsetzung von Akkord- und Prämiensätzen (§ 87 
Abs. 1 Nr. 1 1) .  Da somit nach überkommener Terminologie eindeutig 
materielle Arbeitsbedingungen in die notwendige Mitbestimmung ein­
bezogen wurden, setzte sich die Auffassung durch, die Unterscheidung 
zwischen formellen und materiellen Arbeitsbedingungen sei als Aus­
legungsgrundsatz für § 87 überholt18 • Es wird aber auch die Meinung 
vertreten, die Vorschriften des § 87 Abs. 1 Nrn. 3 und 1 1  seien Aus­
nahmeregelungen, die der Annahme, die Mitbestimmung betreffe 
grundsätzlich nur formelle Arbeitsbedingungen, nicht entgegenstün­
den14. 

In der vorliegenden Arbeit soll nicht der Versuch unternommen 
werden, an die These der Mitbestimmungsfreiheit materieller Arbeits­
bedingungen anzuknüpfen. Dies verbietet sich schon wegen der un­
klaren Terminologie15• Die Begriffe „formelle" und „materielle" Ar­
beitsbedingungen sind keineswegs eindeutig definiert. überwiegend 
werden zwar unter materiellen Arbeitsbedingungen solche verstanden, 
die die Leistungspflicht von Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestim­
men16 bzw. das Verhältnis von arbeitsvertraglicher Leistung und Gegen-

12 So die Definition in BAG AP Nr. 3 zu § 56 BetrVG Wohlfahrtseinrich­
tungen, Bl. 1 R; AP Nr. 1 Bl. 2 R, Nr. 2 Bl. 2 R zu § 56 BetrVG Arbeitszeit ; 
ebenso Dietz, § 56 Anm. 24 ; Galperin I Siebert, vor § 56 Anm. 18 ;  Hanau, 
RdA 1973, 281 (282) ; Hilger, in Dietz / Gaul / Hilger, Akkord und Prämie, 
S. 153. 

18 Vgl. BAG AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Altersversorgung, Bl. 3; AP 
Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Auszahlung, Bl. 3, mit zust. Anm. von Wiedemann I 
Moll, Bl. 4 R f. ; AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Kurzarbeit, Bl. 2 R, mit zust. 
Anm. von Wiese, Bl. 5 R f. ; AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Werkmietwoh­
nungen, Bl. 3 f., mit zust. Anm. von Richardi, Bl. 4 R ff. ; Fitting I Auffarth I 
Kaiser, § 87 Anm. 9 ;  Galperin I Löwisch, § 87 Anm. 2 ff. ; Kammann I Hess I 
Schlochauer, § 87 Anm. 20 (anders noch Erdmann I Jürging I Kammann, § 87 
Anm. 7) ; Kreutz, Betriebsautonomie, S. 216; Moll, Mitbestimmung beim Ent­
gelt, S. 183 ;  Piltz, Lehre von den formellen und materiellen Arbeitsbedin­
gungen, S. 136 ff., 177 f., 283 f. ; Wiese, Initiativrecht, S. 35 f. ; ders., GK­
BetrVG, § 87 Anm. 25 ; differenzierend Hanau, BB 1972, 499 ; ders., RdA 1973, 
281 (282). 

14 Vgl. Brauch, Erweiterung der Mitbestimmungsrechte, S. 32 ; Hromadka, 
NJW 1972, 183 (185) ; Lieb, Arbeitsrecht, S. 140 f. ;  ders., DB 1981, Beilage 
Nr. 17, S. 1 (3 f.) ; vgl. auch Stege I Weinspach, § 87 Anm. 14 f. ; Zöllner, Ar­
beitsrecht, S. 362. 

15 Vgl. auch Herschel, AuR 1962, 191 f. ; ders., AuR 1964, 257 ff. ; ders., AuR 
1968, 129 ff. ; ders., AuR 1969, 65 (66 f.) ; Schirdewahn, BB 1980, 163 (167) ; 
Wiese, RdA 1968, 41 (41 f., 46 f.). 

18 Vgl. die Nachweise oben Fn. 12. 




